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Gastkolumne

Eine gerechte Zukunft bauen
Die FrauenrechtlerinMary
Wollstonecraft, bekannt für
ihre Schrift «AVindication of
the Rights ofWomen», heira-
tete 1797 den Philosophen
WilliamGodwin, beharrte aber
darauf, weiterhin in ihrem
eigenenHaus zu leben. Auch
als siemit der gemeinsamen
TochterMary schwangerwar.
Ihre Ehe galt noch lange nach
ihremTod als äusserst kontro-
vers und beeinflusste die
Rezeption ihrer politischen
Textemassgeblich.

Wie undwowir leben, ist auch
im 21. Jahrhundert eine politi-
sche Frage, die nicht nur
Frauen betrifft. DieOptionen,
die sich uns heute eröffnen,
sind vielfältiger. DieGründe,
warumdiese Vielfalt jedoch
nicht für alle überall gilt, sind
immer noch dieselbenwie zu
Wollstonecrafts Zeiten: preka-
risierte Lebensverhältnisse,
soziale Exklusion, verwehrte
politische Teilnahme, patriar-
chale Bevormundung.

Diese Erkenntnis ist frustrie-
rend, aber nicht erstaunlich.
DieDefinitionsmacht, diese

Kriterien festzulegen und
entlang dieser Kategorien
Grenzen zu ziehen, liegtmehr-
heitlich immer noch in densel-
benHändenwie vor zweihun-
dert Jahren.

Klar, tiefgreifende Verände-
rungen passieren nicht über
Nacht. Besonders weil dasWo
unserWie des Zusammen-
lebensmassiv beeinflusst. Um
es in denWorten der feministi-
schenGeografin JaneDarke zu
sagen: «Our cities are patriar-
chywritten in stone, brick,
glass and concrete.»

Was bedeutet das? In ihrem
Buch «Feminist City» erklärt
Leslie Kern, wie Städteplanung
undVerkehrsinfrastruktur
nicht nur die Lebensweisen der
Menschen prägen, sondern
auch die Bandbreite derWahl-
möglichkeiten begrenzen, die
ihnen offenstehen. Die gebaute
Umwelt ist über einen langen
Zeitraumhinweg beständig
undwiderspiegelt die sich
kontinuierlichweiterentwi-
ckelnden sozialen Realitäten
nur unzureichend oder ver-
zerrt.

Kern illustriert diesen Punkt
amBeispiel der US-amerikani-
schen Suburbs nach dem
ZweitenWeltkrieg. Der Bau-
boom in den städtischen
Vorortenwar eine Antwort auf
die vorherrschenden ökonomi-
schen, sozialen und politischen
Fragen derNachkriegszeit. Die
Suburbswaren der idealeOrt,
um traditionelle Geschlechter-
rollen (wieder) zu fixieren und
weisseVorherrschaft zu vertei-
digen.

Die Entstehungsgeschichte der
Suburbs ist bezeichnend dafür,
dass Gender als primäre Kate-
gorie für Gerechtigkeit limitie-
rendwirken kann. Dasselbe
gilt auch für das Verständnis
von Sicherheit im öffentlichen
Raum.

Es ist ein Privileg, sich unbe-
helligt in derÖffentlichkeit
aufhalten und bewegen zu
können. Nicht allen Körpern
wird dieses Recht zugestan-
den. Das Sicherheitsempfin-
denweisser, bürgerlicher
Frauen gilt vielerorts als Indi-
kator für die Lebensqualität
einer Stadt. Das ist kein Zufall.

Massnahmen und Initiativen,
die bestimmte Stadtteile
sicherer und attraktiverma-
chen sollen –wie die Installa-
tion vonÜberwachungskame-
ras, vermehrte Polizeikontrol-
len – haben dabei für
marginalisierte Personengrup-
penwie People of Color, trans
Menschen, Sexarbeiterinnen
und Sexarbeiter oder obdach-
lose Personen oftmals verhee-
rendeKonsequenzen.

Wennwir eine transformative
Gesellschaftsvision entwerfen
und eine gerechte Zukunft für
alle bauenwollen,müssenwir
uns also auch fragen, wie
unsere eigenen Bedürfnisse,
Anliegen und Forderungen die
Sicherheit, Entfaltungsmög-
lichkeiten und Freiheiten
anderer beeinflussen.

Dominique Lysser
Historikerin, Solothurn.

Heime: Runder
Tisch geplant
VSEG DieAltersheime imKan-
tonkommenan ihreKapazitäts-
grenzen.DasThemastehtnicht
nur bei der Gesellschaft Solo-
thurnischer Alters- und Pflege-
heime (GSA) oben auf der Prio-
ritätenliste, sondern auch beim
Verband Solothurner Einwoh-
nergemeinden (VSEG).Dennes
sinddieGemeinden, die dieAl-
tersheime betreiben und neue
Plätze planen.

Geschäftsführer Thomas
Blum erklärt dazu auf Anfrage,
der VSEG werde bis Ende Juni
einen rundenTischmit denBe-
teiligten durchführen. Neben
GSA und Spitex handelt es sich
dabei umdieSolothurner Spitä-
ler sowie Vertreterinnen und
Vertreter des Kantons. Das
Datum stehe noch nicht fest,
dasselbe gelte für dieTagesord-
nung.

In den letzten zwei Jahren
hat sich gemäss Blum die Zu-
sammenarbeit der Einwohner-
gemeindenmit derAltersheim-
gesellschaft verstärkt. Die ers-
ten Schritte auf demWeg seien
das Alterskonzept und die Ver-
sorgungsplanung gewesen.
«Beim VSEG haben wir dafür
die Leistungsfelder definiert»,
erklärt Blum. Beide Instrumen-
te waren seiner Meinung nach
überfällig, zumalderKantonbei
derLangzeitpflegevorher ledig-
lich auf die Zahl der bewilligten
Betten gesetzt hatte.

«Aktuell sind wir daran, die
integrierteVersorgungsplanung
auf die Beine zu stellen», sagt
derVSEG-Geschäftsführerwei-
ter. Dabei soll der runde Tisch
vor den Sommerferien helfen.
«Jetzt gilt es, für die Altersver-
sorgung die Rahmenbedingun-
gen zu schaffen und das ist Sa-
che der Politik», so Blum.

Die Forderung nach einer
Koordinationsstelle, die GSA-
Präsident Marco Petruzzi for-
muliert hat, kannThomasBlum
nachvollziehen.WiedieseStelle
ausgestaltetwerden soll, ergebe
sichausder integriertenVersor-
gungsplanung. «Wichtig er-
scheint mir nur», betont Blum,
«dass diese Stelle keine Eigen-
interessen verfolgt, also weder
der stationären nochder ambu-
lanten Versorgung angeschlos-
sen ist.» (dd)

Er sahnte im grossen Stil ab
Staatsanwaltschaft fordert vor Gericht sechs JahreHaft für Registerhai, der Tausende Firmen abzockte.

Philipp Kissling

Er war geradezu unerhört
dreist. Aber mit seiner Masche
auch unerhört erfolgreich.
Jedenfalls bis er aufflogund vor
Gericht landete:Kristian (Name
geändert) verschickte Formula-
re mit Einzahlungsscheinen an
neu gegründete und frisch im
Handelsregister eingetragene
Firmen und kassierte Geld für
nichts.

In den Formularen «offe-
rierte»er für 550Frankeneinen
Eintrag in die Liste auf einer
Website, die nutzlos war. Die
Firmenzahltenmunter ein,weil
sie gemäss Anklage der Solo-
thurner Staatsanwaltschaft vom
«offiziellen Anschein» der For-
mulare getäuschtworden seien.

InsgesamtkassierteKristian
allein mit dieser Masche über
einen Zeitraum von knapp vier
Jahren fast 890000 Franken.
DerBeschuldigte ist sich keiner
Schuld bewusst. Die ange-
schriebenen Firmen seien in
dem Brief genau informiert
worden und hätten bei Unzu-
friedenheit innerhalb von zwei
WochendenEintragwiderrufen
können, worauf er das Geld zu-
rückbezahlt habe. Dies sagte er
am Montag vor dem Amtsge-
richtOlten-Gösgen.Dort sass er
auf der Anklagebank.

Es gab zudem noch 21 ge-
schädigte Lieferanten, bei
denen der Beschuldigte Waren
im Wert von rund 130000
Franken bestellt und nicht be-
zahlt hatte. Unter anderem ge-
werbsmässiger Betrug, Verun-
treuung,Erschleichung falscher
Beurkundung, Misswirtschaft,
betrügerischer Konkurs, Geld-

wäscherei undUnterlassungder
Buchführungspflicht soll der
41-Jährige aus derRegionOlten
aufdemKerbholzhaben.Staats-
anwaltDomenic Fässler sprach
von 13Wirtschaftsvergehenund
bezifferte den entstandenen
Schaden auf knapp zweiMillio-
nen Franken.

Auchmitmaroden
BaufirmenholteerGeld
Den grössten Schaden durch
Kristians Machenschaften er-
litt aber Maria (Name geän-
dert). Sie hatte KristiansOffer-
te für die Totalrenovation ihres
Hauses in der Höhe von knapp

230000 Franken angenom-
men und im November 2021
Vorauszahlungen im Umfang
von knapp 124000 Franken
überwiesen. Eine Gegenleis-
tung erhielt sie bis heute nicht.

Sogar das Baugerüst, das
Kristian mutmasslich zum
Schein hatte erstellen lassen,
musste sie selber berappen.
Und nun, an der Verhandlung
vorGericht, hörteMaria Kristi-
an sagen, dass er sie «nicht be-
schissen» habe. Maria war als
Zeugin befragt worden und
sass danach in der Publikums-
reihe, um der Einvernahme
Kristians beizuwohnen.

Er undMaria seien über gewis-
seDinge uneinig gewesen, sag-
te Kristian. Sie habe ihn dann
oft angerufen, und es hätten
Lieferschwierigkeiten beim
Material bestanden, was ihn
stresste. «Eswurdemir zu viel,
und so habe ich meine Firma
verkauft.» Der Käufer habe
nicht nurMarias Auftrag über-
nommen, sondern er, Kristian,
habe ihm auch 110 000 Fran-
kenBargeldmitgegeben. Einen
Kaufpreis für die Firma habe er
nicht kassiert. Spielte es sich
tatsächlich so ab, war es also
kein Verkauf, sondern ein ganz
ordentliches Geschenk an den
anderen Mann. Mit den er-
wähnten gravierenden Folgen
für Maria.

Es schien ein Modell gege-
ben zu haben: Kristian agierte
immer als Geschäftsführer
einer seiner Firmen. Gemäss
Anklagemarode Firmen, oft in
der Baubranche angesiedelt
und mit dem Ziel, generierte
Aufträge an Subunternehmen
weiterzureichen, was zum Teil
tatsächlich geschah. Kristian
war jeweils alleiniger Inhaber
der Firmen und hatte eine eige-
ne Auffassung von Geschäfts-
führung. «Er ritt zehn Firmen
in Konkurs, neun davon hatten
keine Buchhaltung», sagte
Staatsanwalt Domenic Fässler
in seinemPlädoyer. Fässler be-
antragte demAmtsgericht eine
unbedingte Freiheitsstrafe von
sechs Jahren und acht Mona-
ten.

Verteidigerin:DieGrossen
lässtman laufen ...
Buchhaltung sei halt nicht so
seinDing, entgegnete Kristian,

ein Schweizer mit Migrations-
hintergrund.Gewitzt war er da-
für imUmgangmit Cash. Ging
Geld auf einem Firmenkonto
ein, war Kristian rasch zur Stel-
le, um es sich auszahlen zu las-
sen. Von Marias Anzahlung
zum Beispiel bezog er innert
vier Tagen die ganze Summe.
Insgesamt bezog er Bargeld
von den Konten seiner Firmen
in der Höhe von 4,6Mio. Fran-
ken. Wohin das Geld floss, ist
nicht bekannt. Der Beschuldig-
te habe sich bewusst um die
Pflichten der sauberen Ge-
schäftsführung gedrückt, sagte
Fässler.Marode Firmen amLe-
ben zu halten und auszuhöh-
len, sei sein einziges Ziel gewe-
sen; die Firmen seien eine «ka-
pitalloseMaskerade» für seine
Machenschaften gewesen.

Kristians Verteidigerin,
Rechtsanwältin Eveline Roos,
eröffnete ihr Plädoyermit dem
Vergleich zu den Fällen Pierin
Vinzenz und Dieter Behring.
Die 45 Monate Freiheitsstrafe
für Ex-Raiffeisen-Chef Vinzenz
respektive die 66 Monate für
den Financier Behring stünden
in keinem Verhältnis zu den
von Staatsanwalt Fässler gefor-
derten 80 Monaten für ihren
Mandanten.

«Wollen wir kleine Gewer-
betreibende härter anfassen als
dieGrossen?», fragte Roos rhe-
torisch. In den wesentlichen
Anklagepunkten verlangte sie
einen Freispruch, einzig beim
Vorwurf der unterlassenen
Buchführung sieht sie Kristian
in der Pflicht.

Das Gericht hat das Urteil
noch nicht gesprochen. Es gilt
die Unschuldsvermutung.

Der mutmassliche Betrüger stand in Olten vor Gericht.
Bild: Manuela Jans-Koch

Unia pocht auf
Erhalt der Stellen
Stahlwerk Gerlafingen Mit der
imMärzangekündigtenSchlies-
sung einer Produktionsstrasse
gehen imStahlwerkGerlafingen
95 Arbeitsplätze verloren. Ein
RettungsversuchderSolothurner
Bundesparlamentarier war ge-
scheitert. Nun solidarisiert sich
die Gewerkschaft Unia mit den
Stahlarbeitern und fordert den
Erhalt der Arbeitsplätze. Rund
50MitgliederderBezirksgruppe
Wasseramthabensichnacheige-
nen Angaben am Samstag zur
Generalversammlunggetroffen.
Sie zeigen «wenig Verständnis
fürdiepassiveHaltungvonBund
und Kanton, welche es, trotz
jahrelanger Forderungen der
Gewerkschaft, verpassten eine
konkrete Industriepolitik in ihre
Agenda aufzunehmen».Die ita-
lienischeBeltrame-Gruppehabe
viel indieDekarbonisierungdes
GerlafingerWerks investiert,das
einesder sauberstenStahlwerke
weltweit sei. Bund und Kanton
seien gefordert, Unternehmen
bei der ökologischen Transfor-
mation zu unterstützen und
Arbeitsplätze in der Industrie zu
sichern. Auch fordert die Ge-
werkschaft Zugang zu sämtli-
chen Informationen, die für ein
«echtesKonsultationsverfahren
notwendig sind». (szr)

Totalschaden nach
Selbstunfall
Olten In der Nacht auf Montag
baute ein 22-Jähriger einen
Selbstunfall, wobei sich das
Auto überschlug. Ein Alkohol-
und Drogenschnelltest waren
positiv. Der Fahrer und dieMit-
fahrerinmussten ins Spital. (szr)

Total beschädigtes Auto nach
demUnfall auf derWartburghof-
strasse. Bild: pks


